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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, 
dem Buchdruckereibeſitzer Emanuel Baenſch 
in Magdeburg, 
dem Kaufmann und Rittergutsbeſitzer Julius 
Blum in Deutſch-⸗Eylau, 
dein Seidenfabrikanten Hermann Colsman 
in Langenberg, Kreis Mettmann, und 
dem Fabrikbeſitzer Robert Noll in 
Minden 
den Charakter als Kommerzienrat zu verleihen. 


Die Gewerbereferendare Dr. Junghans 
aus Potsdam und Albrecht aus Breslau 
ſind nach beſtandener Prüfung zu Gewerbe⸗ 
aſſeſſoren ernannt worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Dr. Junghans iſt 
der Gewerbeinſpektion in Potsdam, der Ge⸗ 
werbeaſſeſſor Albrecht der Gewerbeinſpektion 
in Halberſtadt als Hilfsarbeiter überwieſen. 


6——— . — — —— —w-w-T4ü ͤ—ͤ— 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Wohnungsgeldznſchüſſe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Aus Anlaß der 


Berlin W. 66, den 4. Februar 1905. 


von einigen Behörden an mich gerichteten Anfragen mache ich zur 


allgemeinen Beachtung darauf aufmerkſam, daß zufolge des Geſetzes vom 19. Dezember 1904 


(GS. S. 287), 


Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen 


betreffend die Inkraftſetzung einer anderweiten Klaſſeneinteilung für die 
an die unmittelbaren Staatsbeamten, die durch 
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das Reichsgeſetz, betreffend den Servistarif und die Klaſſeneinteilung der Orte vom 
6. Juli 1904 (RG Bl. S. 272), veränderten Wohnungsgeldzuſchüſſe bereits vom 1. April 1904 
ab zu zahlen ſind. Hiernach iſt, wo es noch nicht geſchehen ſein ſollte, das Erforderliche 
zu veranlaſſen. Die entſtehenden Mehrausgaben find, wein die betreffenden Fonds nicht 
ausreichen, über den Etat zu verrechnen. 

In Vertretung. 


IIa 273. Lohmann. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


—— —— jZAãMñ—ł.ꝛ— ud 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Warenhausſteuer. 
Eutſcheidungen des Miniſters für Handel und Gewerbe auf Grund des § 6 Abſ. 5 des Geſetzes, 
betreffend die Wareuhausſtener, vom 18. Juli 1900 (G8. S. 294). 
IIb 11052. Entſcheidung vom 26. Januar 1906. 


f Pionierſohlenmaſſe (Mittel zum Imprägnieren von Stiefelſohlen) gehört zu keiner der 
im erſten Abſatz des § 6 unterſchiedenen Warengruppen. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 


Dem Schiffer auf kleiner Fahrt Wilhelm Bröker in Hamburg iſt durch den Spruch 
des Seeamtes in Hamburg vom 4. d. M. die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes 
entzogen worden. 


Betr. Handbuch für die deutſche Haudelsmarine. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 1. Februar 1905. 

Zur Vorbereitung der diesjährigen Ausgabe des Handbuchs für die deutſche Handels 
marine bedarf es der Feſtſtellung, inwieweit hinſichtlich folgender Teile des Werks Ver 
änderungen gegen das Vorjahr eingetreten ſind: 

1. der amtlich herausgegebenen Werke (Seite J, 11 ff.), 
2. der unter IV D, E, F, H, I, K, N und 0 aufgeführten Seebehörden, 
3. des Verzeichniſſes der Dienſtfahrzeuge der Bundesſeeſtaaten (Seite J, 149 ff.), 
4. der durch die Spezialverzeichniſſe der Seeſchiffe nicht nachgewieſenen Angaben 
in den Spalten 10 bis 15 des Verzeichniſſes der Kauffahrteidampfſchiffe 
(Seite III 1 ff.). 
Ich erſuche Sie, Nachweiſungen über die eingetretenen Veränderungen, getrennt 
nach den oben unter 1 bis 4 genannten Gruppen, und zwar die Nachweiſungen unter 3 
und 4 nach dem Stand am 1. Januar d. J., die unter 1 und 2 am 1. April d. J. abge⸗ 
ſchloſſen, mir anfangs April d. J. einzureichen. 
In Vertretung. 


Lohmann. 
IIb 719. 0 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


—— —— ͤ —ͤ́Zœę—ͤ —— 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betrifft Geuehmigung einer Stananlage für ein Waſſertriebwerk. 
Rekursbeſcheid vom 18. Januar 1905. 


Auf die Rekursbeſchwerde der Gutsbeſitzer N. N. in L. wider den Beſcheid des Kreis⸗ 
ausſchuſſes des Landkreiſes B. vom.... wodurch der Firma X. 9. die Genehmigung 
zur Errichtung einer Stauanlage für ein Waſſertriebwerk in der Br. bei M. unter Be⸗ 
dingungen erteilt iſt, wird der angefochtene Beſcheid aufgehoben und die Sache zur erneuten 
Verhandlung und Entſcheidung an den Kreisausſchuß zurückverwieſen. 


Gründe: 

Durch Beſcheid des Kreisausſchuſſes des Landkreiſes B. vom .. .. iſt der Firma 
X. Y. die Genehmigung zur Errichtung einer Stauanlage für ein Waſſertriebwerk 
unter Bedingungen erteilt worden. Gegen dieſen Beſcheid haben die bezeichneten Perſonen 
rechtzeitig Rekursbeſchwerde erhoben und unter Hinweis auf ihre in erſter Inſtanz gemachten 
Ausführungen die Zurückweiſung des Genehmigungsantrags beantragt, weil ihre an der 
Br. oberhalb der geplanten Stauanlage belegenen Grundſtücke durch den Waſſerſtau über⸗ 
flutet werden und infolgedeſſen Schaden leiden würden. 

Der Kreisausſchuß hat die Einwendungen dieſer Rekurrenten zurückgewieſen, weil ſie 
privatrechtlicher Natur und deshalb gemäß § 19 der Gewerbeordnung nicht im Genehmigungs⸗ 
verfahren zu erörtern, ſondern zur richterlichen Entſcheidung zu verweiſen ſeien. Dieſer 
Anſicht des Kreisausſchuſſes kann nicht beigepflichtet werden. Nach $ 23 Abſ. 1 der Ge⸗ 
werbeordnung ſind in dem Genehmigungsverfahren für Stauanlagen neben den Beſtimmungen 
der §8 17 bis 22 dieſes Reichsgeſetzes auch die dafür beſtehenden landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften anzuwenden. Zwar iſt in Übereinſtimmung mit den Rechtsgrundſätzen des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts — Entſcheidungen Band 4 S. 279, Band 11 S. 263, Band 15 S. 334 

daran feſtzuhalten, daß die landesgeſetzlichen Beſtimmungen über die Rechtsverhältniſſe 
der verſchiedenen Uferanlieger eines Flußlaufs zu einander größtenteils dem Privatrecht 
angehören, daß alſo die auf dieſem Gebiet entſtehenden Streitigkeiten im allgemeinen der 
Kognition der Polizeibehörden entzogen ſind und zur Kompetenz der ordentlichen Gerichte 
gehören. Dieſe Grundſätze über die beſchränkte Zuſtändigkeit der Polizeibehörden laſſen ſich 
aber nicht — wie es der Kreisausſchuß tut — ohne weiteres auf das durch die SS 16 ff. 
der Gewerbeordnung geregelte Genehmigungsverfahren übertragen. Nach § 19 der Ge⸗ 
werbeordnung find nur Einwendungen, die auf beſonderen privatrechtlichen Titeln be- 
ruhen, zur richterlichen Entſcheidung zu verweiſen und von der Erörterung im Genehmigungs⸗ 
verfahren auszuschließen. Hätte alſo beiſpielsweiſe ein Uferaulieger deshalb Einſpruch 
erhoben, weil nicht der Unternehmerin, ſondern ihm ſelbſt das Eigentum an demjenigen 
Grundſtücke zuſtehe, auf welchem die Errichtung des Stauwerks geplant wird, oder weil 
die Unternehmerin ſich ihm gegenüber vertragsmäßig verpflichtet habe, von der Errichtung 
der Stananlage Abftand zu nehmen, fo würde er mit einem derartig begründeten Einſpruch 
auf den Rechtsweg zu verweiſen ſein. Nun ſind aber im vorliegenden Falle die Einſprüche 
der Rekurrenten nicht auf ſolche beſonderen privatrechtlichen Titel gegründet, ſondern auf 
die allgemeinen landesgeſetzlichen Beſtimmungen über die Rechtsverhältniſſe der Uferanlieger 
und Stauwerksbeſitzer, wie fie in den §§ 97 ff. 18, §§ 38 ff. und 229 ff. II 15 Allgemeinen 
Landrechts, im Vorflutsedikt vom 15. November 1811 und hinſichtlich der Privatflüſſe ins⸗ 
beſondere in den 88 13 ff. des Geſetzes vom 28. Februar 1843 enthalten ſind. Einwendungen 
dieſer Art ſind ebenſo, wie die aus dem ſogenannten Nachbarrecht — den Legalſervituten 
— hergeleiteten Einwendungen bei der Entſcheidung über die Genehmigung von Stau⸗ 
anlagen für Waſſertriebwerke zu berückſichtigen. (Vergl. Landmann, Kommentar zur Ge⸗ 
werbeordnung, IV. Auflage 1903, Anmerkung 5 zu § 17.) 

Der Kreisausſchuß iſt alſo verpflichtet, in dem Genehmigungsverfahren die Ein⸗ 
wendungen der beteiligten Uferanlieger vollſtändig zu erörtern 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Der Miniſter für Handel und 
Domänen und Forſten. Gewerbe. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
gez. Hermes. gez. Neuhaus. 


IIIa 10511 M. f. H. — 10 109 M. f u 
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2. Dampfkeſſelweſen. 


Veränderungen der Reviſiousberechtigungen der Ingenieure von Dampfkeſſel⸗Aberwachungsvereinen. 


Bezeichnung 8 B , Mit der Aus der 
£ Den nachgenannten Vereinsingenieuren find Stellvertretung] Vereins⸗ 
der Vereine 5 5 8 des Ober⸗ u 
0 erteilt worden die Berechtigungen Eee tätigkeit find 
9 na = beauftragt: ausgeſchieden: 
three 13. \ E N 
rn 1. Grades. II. Grades. III. Grades. IV. Grades.] Ingenieur] Ingenieur 
Bres laß Elsner Oſaun 
für die Nebenſtelle 
in Görlitz 
Dee — Wewer = — 
Halberſtadt . — — Kaufmann 
für die Ne benſtelle 
0 . in wrülpaufen 1. Th. 
Magdeburg.. — — — Gutmann 
8 4 Rohrwaſſer 
Saleng d Engel Rüge 
Penn Napp - 
Kattowitz — Dieſing 
Altona - Schwaeger⸗ 
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3. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Vetrieb des Hufbeſchlaggewerbes. 
* Berlin, den 18. Januar 1905. 

Aus der Eingabe haben wir mit Befriedigung erſehen, daß der Bund deutſcher 
Schmiede⸗Innungen unſerem Erlaſſe vom 21. Mai v. Is. (MBl. S. 328) zur Ausführung 
des Hufbeſchlagprüfungsgeſetzes vom 18. Juni 1884 in ſeinen Grundzügen beiſtimmt und 
bereit iſt, ſeine Mithilfe zur Verfügung zu ſtellen, um den mit den neuen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen verfolgten Zweck in den Kreiſen der Schmiede-Innungen zur Verwirklichung 
zu bringen. g 

Wenn in der Eingabe darüber geklagt wird, daß einzelne Herren Regierungspräſidenten 
Auſtand genommen haben, ſolchen mit dem Hufbeſchlag-Prüfungsrechte bereits ausgeſtatteten 
Schmiede⸗Innungen, die den in unſerem Erlaſſe geſtellten Anforderungen entſprechen, dieſes 
Recht weiter zuzugeſtehen, ſo ſind wir nicht in der Lage, hierzu Stellung zu nehmen, wenn 
uns nicht die betreffenden Fälle näher bezeichnet werden. Es muß den Iummgen, die 
e zu ſein glauben, überlaſſen bleiben, im einzelnen Falle bei uns vorſtellig zu 
werden. 

Des weiteren vermögen wir eine Härte gegenüber den Junungen darin nicht zu er⸗ 
kennen, daß von den beiden Beiſitzern der Innungs-Prüfungs⸗Kommiſſionen wenigſtens 
einer ein im Hufbeſchlage geprüfter praktiſcher Hufſchmied ſein ſoll, da es den Innungen 
unbenommen iſt, für die Stelle des zweiten Beiſitzers einen Hufſchmied vorzuſchlagen, 
welcher fein Gewerbe ſchon vor dem Jukrafttreten des Geſetzes vom 18. Juni 1884 aus⸗ 
geübt hatte und deshalb eine Prüfung nicht abzulegen brauchte. Auch iſt nicht abzuſehen, 
inwiefern die Beſtinunung, daß nur ein Beiſitzer ein Hufſchmied zu fein braucht, der andere 
aber einem anderen Stand angehören kann, eine Kränkung des Standesgefühls der 
Schmiede enthält, da es den Innungen überlaſſen ift, Vorſchläge wegen Ernennung der 
Beiſitzer zu machen, ſo daß es ihnen freiſteht, lediglich Hufbeſchlagsſchmiede zu benennen. 
Wenn wir es als wünſchenswert bezeichnet haben, daß ein Mitglied der Kommiſſion von 
der Innung im Einvernehmen mit der Landwirtſchaftskammer vorgeſchlagen wird, ſo haben 
wir uns hierbei von der Erwägung leiten laſſen, daß ein Zuſammenarbeiten der Inmugen 
und Landwirtſchaftskammern auf dem für die Landwirtſchaft beſonders wichtigen Gebiete 
des Hufbeſchlagweſens anzuſtreben iſt. Falls die Innungen damit einverftanden find, daß, 
wie bei den Prüfungskommiſſionen der Lehrſchmieden, als viertes Mitglied ein auf Vor⸗ 
ſchlag der Landwirtſchaftskammer ohne Mitwirkung der Innung vom Regierungspräſidenten 
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zu ernennendes Mitglied der Innungs-⸗Prüfungs⸗Kommiſſion beitritt, haben wir nichts da⸗ 
gegen einzuwenden, daß letztere Kommiſſion aus vier Mitgliedern beſteht und daß das 
Vorſchlagsrecht für das zweite und dritte Mitglied von der Innung ohne Anhörung der 
Landwirtſchaftskammer ausgeübt wird. Wir haben hiervon die Herren Regierungspräſidenten 
verſtändigt. 

Der weiteren Anregung, daß zu den Prüfungen bei den Innungen nicht nur die 
eigentlichen Mitglieder, ſondern auch deren Stellvertreter hinzugezogen werden, kann durch 
die Innungen ſelbſt entſprochen werden, ohne daß es einer Anordnung von uns hierzu 
bedarf; jedoch ſteht den Stellvertretern nur dann ein Mitprüfungs- und Stimmrecht zu, 
wenn ſie an Stelle eines ordentlichen Mitgliedes an der Prüfung teilnehmen. 

Dem in der Eingabe angedeuteten, auch von anderer Seite vorgetragenen Wunſche, 
davon abzuſehen, daß der Prüfling, der zur Prüfung vor der Innungs⸗Prüfungs⸗Kommiſſion 
zugelaſſen werden ſoll, bei einem im Hufbeſchlag geprüften Innungsmeiſter entweder gelernt 
oder wenigſtens ein Jahr in Arbeit geſtanden haben muß, vermögen wir in dieſer All⸗ 
gemeinheit nicht zu entſprechen. Der Vorſtand des Innungsverbandes erkennt in ſeiner 
Eingabe ſelbſt an, daß alle Prüflinge, welche nicht eine Fachausbildung nachgewieſener⸗ 
maßen erhalten haben, vor die ſtaatliche Prüfungs-Kommiſſion gehören, und daß zu den 
Hufbeſchlagsprüfungen der Innungen immer nur fachmänniſch ausgebildete Schmiede zu⸗ 
gelaſſen werden dürfen. Eine Gewähr dafür, daß eine Fachausbildung erfolgt, erſcheint 
aber im allgemeinen nicht gegeben, wenn nicht die Lehr- und Arbeitsherren durch Ablegung 
der Hufbeſchlagsprüfung zum wenigſten dargetan haben, daß ſie überhaupt die Befähigung 
zur Ausübung des Hufbeſchlaggewerbes beſitzen. Wenn das Geſetz für den Betrieb des 
Gewerbes im Intereſſe der älteren Meiſter Ausnahmen macht, rechtfertigt dieſes noch nicht 
die Forderung, daß für die Zulaſſung der Prüflinge zu den Innungs⸗Prüfungs⸗Kommiſſionen 
nun auch zugunſten dieſer älteren Meiſter ähnliche Ausnahmen geſtattet werden müſſen. 
Wir ſind daher nicht in der Lage, zu genehmigen, daß Prüflinge, die bei Innungsmeiſtern, 
die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 18. Juni 1884 das Hufbeſchlaggewerbe ſelb⸗ 
ſtändig oder als Stellvertreter betrieben haben, ausgelernt oder ein Jahr in Arbeit 
geſtanden haben, die Prüfung vor der Innungs⸗Prüfungs⸗Kommiſſion auch dann ablegen 
dürfen, wenn ihre Lehr⸗ und Arbeitsherren im Hufbeſchlage nicht geprüft ſind, wenngleich 
wir nichts dagegen einwenden wollen, wenn in geeigneten Fällen die Herren Regierungs⸗ 
präfidenten für beſtimmte Innungsmeiſter, welche eine Gewähr für gute Ausbildung der 
Lehrlinge im Hufbeſchlag bieten, auf Vorſchlag des Innungsvorſtandes Ausnahmen zulaſſen. 

Noch viel weniger können wir dem von anderer Seite vorgetragenen Wunſch ent⸗ 
ſprechen, den Innungs-Prüfungs⸗Kommiſſionen das Recht zu gewähren, die Lehrlinge aller 
einer Innung angehörigen Meiſter, auch wenn letztere die Hufbeſchlagsprüfung nicht abgelegt 
haben, obwohl ſie nicht zu der Ausnahme des § 4 des Geſetzes vom 18. Juni 1884 
gehören, zur Prüfung zuzulaſſen. 

Der Minifter für en Domänen Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
und Forſten. i 
In Vertretung. Su ae 
von Conrad. Neuhaus. 


I. G. a 10941 M. f. L. — IIIa 10178 M. f. H. 
An den Vorſtand des Junungs-Verbandes „Bund deutſcher Schmiede⸗Innungen“. 


Betr. Handwerkskammerbeitrage. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 31. Januar 1905. 

In mehreren Einzelfällen iſt meiner Entſcheidung die Frage unterbreitet worden, ob 
in dem Verfahren zur Umlegung der Handwerkskammerbeiträge innerhalb der Gemeinden 
auf die einzelnen Handwerksbetriebe nach § 103“ der Gewerbeordnung den Handwerks⸗ 
kammern das Recht der Einlegung des Rechtsmittels der Beſchmerde- gegen. die einzelnen 
Veranlagungen gemäß Abſ. 1 bis 3 Nr. 122 der Ausführungsanweiſung zur Gewerbe— 
orden Dom 1. Mai 1904 zuſtehe. Ein ſolches Recht der Veſchwerde kann, da es ſich bei 
dieſen Abgaben formell und materiell nur um die Zahlungspflicht der Inhaber der Betriebe 
gegenüber den Gemeinden handelt, nicht anerkannt werden. 


36 

Ferner weiſe ich unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 26. Mai 1900 (M. Bl. d. i. 
Verw. S. 216 Nr. II Abſ. 11) darauf hin, daß mit der ſeit meinem Erlaß vom 28. Auguſt 
1903 (Me. Bl. d. Hand. u. Gew. Verw. S. 294) feſtſtehenden Friſtloſigteit der Beſchwerde eine 
fünfjährige Veranlagungsperiode fernerhin nicht vereinbar erſcheint. Es empfiehlt ſich 
daher, eine etwa beſtehende mehrjährige Veranlagungsperiode durch eine ein- bis höchſtens 
zweijährige zu erſetzen. 
Im Auftrage. 
Neuhaus. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


IIIa 9568. 


4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Berufskrankheiten der Petrolenmarbeiter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. Februar 1905. 

Die Erhebungen über ſpezifiſche Erkrankungen der Petroleumarbeiter, auf die ſich 
mein Erlaß vom 29. Februar v. J. MBl. S. 76 bezog, haben ergeben, daß in 
Deutſchen Reiche von etwa 1380 in Betracht kommenden Arbeitern im Lauf einer längeren 
Reihe von Jahren 34 Perſonen an Hautkrankheiten (Akne) und 9 Perſonen infolge einer 
Petroleumvergiftung erkrankt waren. Dauernde Schädigungen hat keiner dieſer Erkrankungs 
fälle zur Folge gehabt. Die Hauterkrankungen waren auf Mangel an Reinlichkeit, die 
Vergiftungen auf das Einatmen ſchädlicher Gaſe bei Reinigungs⸗ und Reparaturarbeiten 
im Innern geſchloſſener Apparate zurückzuführen. In neuerer Zeit ſind infolge der in 
den Einzelfällen getroffenen Schutzmaßnahmen Erkrankungen nicht mehr vorgekommen. 

Nach dieſem Ergebniſſe der Erhebungen iſt z. Zt. von dem Erlaſſe reichsrechtlicher 
Beſtimmungen gemäß § 120 e Abſ. 1 der Gewerbeordnung in der Vorausſetzung abgeſehen 
worden, daß die Gewerbeaufſichtsbeamten den bezeichneten Anlagen, inſonderheit den An 
ſtalten zur fraktionierten Deſtillation von Rohpetroleum, den Petroleumtanklagern und den 
Schmierölfabriken, auch künftighin ihre beſondere Aufmerkſamkeit zuwenden werden. 

Als Schutzmaßnahmen werden vom Kaiſerlichen Geſundheitsamt empfohlen: 

1. Betriebseinrichtungen, die tunlichſt verhindern, daß die Arbeiter mit den be— 
arbeiteten Stoffen, insbeſondere mit Paraffin, in Berührung kommen; 

2. Bereitſtellung von Waſch und Badeeinrichtungen in einem ölfreien Teile der 
Anlage und deren ausgiebige Benutzung; 

3. ausreichende Lüftung geſchloſſener Petroleumbehälter und apparate vor dem 
Einſteigen; 

4. Anſeilen der Arbeiter, die einſteigen, und ihre Uberwachung durch außerhalb 
der Behälter ſtehende Hilfsmannſchaften, die in der Wiederbelebung bewußtlos 
gewordener Verunglückter erfahren fein müſſen. 

Ich erſuche Sie, hiernach die Gewerbeaufſichtsbeamten mit Anweiſung zu verſehen. 

Im Auftrage. 
IIIa 980. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


5. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Streitigkeiten zwiſchen Arzten und Krankenkaſſeu. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 30. Januar 1900. 

Ich kann nicht anerkennen, daß Sie und der Landrat des Kreiſes N. in ſeiner 
Eigeuſchaft als Aufſichtsbehörde der gemeinſamen Ortskrankenkaſſe für den Kreis N. 
nach den Anordnungen meines Erlaſſes vom 20. Februar v. 95 (MinBl. S. 69) ver- 
fahren find. Hiernach war die Aufſichtsbehörde verpflichtet, ſpäteſtens 14 Tage vor 
dem 1. Januar d. J. an den Vorſtand der Krankenkaſſe die beſtimmte Aufforderung 
zu richten, bis zum 1. Januar ihr nachzuweiſen, daß au dieſem Tage der Kaſſe ſo 
viel Arzte zur Verfügung ſtänden, daß eine angemeſſene und ausreichende Fürſorge der 
ertrankten Kaſſenmitglieder gewährleiſtet ſei. Dabei war es ganz ſelbſtverſtändlich, daß 
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Kaſſenvorſtand auf das beſtimmteſte die Zahl der erforderlichen Arzte und die Orte 
vorſchrieb, an denen die Arzte wohnen ſollten. Mit der Aufforderung war ferner die 
Androhung zu verbinden, daß, wenn die Kaſſe nicht dieſen Nachweis führe, die Be⸗ 
die Aufſichtsbehörde nach eingehender Prüfung der Verhältniſſe des Kaſſenbezirks dem 
ſchaffung der erforderlichen Arzte auf Grund des § 45 Abſ. 5 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes durch die Aufſichtsbehörde ſelbſt würde veranlaßt werden. Mit dieſen klaren 
Anordnungen des Erlaſſes ſteht die unbeſtimmte Haltung der Aufſichtsbehörde im Wider⸗ 
ſpruch. Infolgedeſſen ſind im vorliegenden Fall alle diejenigen Mißſtände zutage ge⸗ 
treten, die durch meinen Erlaß haben verhütet werden ſollen. Insbeſondere iſt eine große 
Anzahl von Kaſſenmitgliedern ohne die ihnen von Rechts wegen zu gewährende ärztliche 
Fürſorge geweſen. Aus Ihren Ausführungen entnehme ich, daß das den Beſtimmungen 
des Erlaſſes vom 20. Februar v. J. nicht entſprechende, von Ihnen aber anſcheinend 
gebilligte Verhalten des Landrates auf eine Verkennung der Stellung zurückzuführen 
iſt, welche die Aufſichtsbehörde bei Streitigkeiten zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten ein⸗ 
zunehmen berufen iſt. Es iſt nicht ihre Aufgabe, die Anſprüche der Arzte und Kranken⸗ 
kaſſen auf ihre Berechtigung hin zu prüfen und nach dem Ergebniſſe der Prüfung entweder 
zugunſten der Arzte oder zugunſten der Krankenkaſſe eine Entſcheidung zu treffen, ſondern 
ſie iſt verpflichtet, lediglich das Jutereſſe der verſicherten Kaſſenmitglieder im Auge zu 
behalten und unter allen Umſtänden dafür Sorge zu tragen, daß die Kaſſenmitglieder 
eine ausreichende ärztliche Fürſorge nicht entbehren. Iſt die Erfüllung dieſer Verpflichtung 
nur dadurch zu erreichen, daß die Anfprüche der Arzte erfüllt werden, ſo muß die Aufſichts⸗ 
behörde dieſen Forderungen ſelbſt auf die Gefahr hin nachgeben, daß eine Erhöhung der 
Beiträge notwendig wird. Im übrigen weiſe ich noch darauf hin, daß der Pauſchalſatz 
von 3 . für den Verſicherten ſchon von jeher in weiten Bezirken des preußiſchen Staats⸗ 
gebietes als der Mindeſtſatz angeſehen worden iſt, zu dem den Arzten eine Hilfeleiſtung 
billigerweiſe zugemutet werden kann. 


gez. Möller. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Abdruck zur Kenntnis mit dem Erſuchen, die Aufſichtsbehörden mit Anweiſung zu 
verſehen. Dabei ſpreche ich die Erwartung aus, daß für die Folge unter allen Umſtänden 
nach den Anordnungen meines Erlaſſes vom 20. Februar v. J. verfahren wird. 


Möller. 


An die übrigen Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Krankeu— 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken⸗ und Begräbnis⸗Kaſſe für Maurer und Steinhauer (E. H.) in Cottbus, 
2. Krankenunterſtützungs und Sterbekaſſe zur Eintracht (E. H.) in Beſſe, 
Krankenkaſſe des Allgemeinen Bildungsvereins (E. H.) in Danzig, 
Kranken⸗Unterſtützungs⸗ und Begräbniskaſſe der Lederzurichter Berlins (E. H.), 
„Krankenkaſſe für Arbeiter und Handwerker (E. H.) in Glückſtadt, zZ 
„Kranken- und Sterbe⸗Kaſſe zu Auringen (E. H.), 
Kranken- und Begräbniskaſſe des Gaſtwirtsvereins in Cottbus und nächſter 
Umgebung (E. H.). 


OD 


Berlin, den 4. Februar 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 


IIIa 10396 1. Neuhaus. 
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v. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Führung der Bezeichunug „Direktor“ durch Leiter gewerblicher und kanfmänniſcher Muter- 
richtsauſtalten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. Januar 1905. 

Von den Leitern privater gewerblicher und kaufmänniſcher Unterrichtsanſtalten ind 
wiederholt Anträge auf Erteilung der Genehmigung zur Führung der Bezeichnung 
„Direktor“ geſtellt worden, denen bisher in einzelnen Fällen, wo es ſich um größere 
Anſtalten handelte, ſtattgegeben worden iſt. Für die Folge kann ſolchen Geſuchen nicht 
mehr entſprochen werden, da ebenſo wie im Bereiche der allgemeinen Unterrichtsverwaltung 
auch bei den mir unterſtellten Schulen die in Rede ſtehende Bezeichnung den Leitern von 
öffentlichen Lehranſtalten vorbehalten bleiben muß. 

Im Auftrage. 
IIIb 135. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. Sammlung der zur Reichsgewerbeordnung 
ergehenden Abänderungsgeſetze und Ausführungsbeſtimmungen der gerichtlichen und ver— 
waltungsgerichtlichen Entſcheidungen uſw. von Kurt von Rohrſcheidt, Regierungsrat. 
Band IV Heft 2. Berlin 1905. Verlag Franz Vahlen. 


Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Königlich Preußiſchen Re- 
gierungs- und Gewerberäte und Bergbehörden für 1904“ wird demnächſt in der 
Reichsdruckerei fertiggeſtellt werden. Reichs⸗, Staats⸗ und Kommunalbehörden, Landes— 
verſicherungsanſtalten, Berufsgenoſſenſchaften, Ortskrankenkaſſen, Knappſchaftsvereine, geſetz 
liche Handelsvertretungen, Handwerkskammern, Gewerbegerichte und Dampfkeſſelüber⸗ 
wachungsvereine, die in den Genuß des Vorzugspreiſes gelangen wollen, müſſen ihren 
Bedarf bis ſpäteſtens zum 1. März d. J. unmittelbar bei der Direktion der Reichs⸗ 
druckerei, Berlin S. W. 68, Oranienſtraße 91, anmelden. 

Auch Privaten wird empfohlen, ihren Bedarf bis dahin bei den Buchhändlern oder 
bei R. v. Decke r's Verlag, Berlin S. W. 19, Jeruſalemerſtraße 56, zu beſtellen. Umfang 
und Preis des Werks ſtehen noch nicht genau feſt; wenn, wie zu erwarten iſt, der Umfang 
50 Druckbogen nicht überſchreitet, wird ſich der Ladenpreis für ein broſchiertes Exemplar 
des Werks auf höchſtens 6,30 A, für ein gebundenes Exemplar auf höchſtens 7 .M. ſtellen. 


Fiſcher, Ur. Ludwig und Rödiger, Paul C. Die Patentgeſetze von Deutſch⸗ 
land, Oſterreich, Ungarn, Schweiz, Norwegen, Schweden, Dänemark, Groß— 
britannien. Eine ſyſtematiſche Überſicht. Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 8. 
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